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Arbeitsvertrag

zwischen

______________________________________________________________ (Arbeitgeber)

und

Frau/Herrn ___________________________ geb. ________________ (Arbeitnehmer/in)

wohnhaft ___________________________________________



Tätigkeit, Vertragsdauer und Arbeitsort 
Frau/Herr wird ab dem _________________ als _________________________________________ eingestellt. [Das NachwG fordert eine „kurze Charakterisierung oder Beschreibung“ der Tätigkeit. Es sinnvoll, den Aufgabenbereich auf einem gesonderten Nachweisbogen stichpunktartig aufzuführen und diesen im Original unterzeichnet an den Arbeitnehmer zu überreichen.  Wird die genaue Beschreibung in den Arbeitsvertragstext aufgenommen, kann ein Anspruch des Arbeitnehmers auf Beschäftigung mit genau den bezeichneten Aufgaben entstehen. Das sollte vermieden werden.][footnoteRef:1] [1:  	Die gelb markierten Passagen sind Arbeitsanweisungen und aus dem finalisierten Arbeitsvertrag zu streichen, bzw. entsprechend zu bearbeiten. ] 


Das Arbeitsverhältnis besteht

☐	befristet bis zum _______________. Das Arbeitsverhältnis endet zu diesem Zeitpunkt ohne, dass es einer Kündigung bedarf.

[bookmark: DateiNichtGefunden]☐	auf unbestimmte Zeit.

Der Arbeitsort ist ________________________.

Der Arbeitgeber behält sich vor, nach billigem Ermessen dem/der Arbeitnehmer/in auch eine andere oder zusätzliche, der Vorbildung oder den Fähigkeiten und Kenntnissen des Arbeitnehmers/der Arbeitnehmerin entsprechende zumutbare und gleichwertige Tätigkeit zu übertragen, wenn dies aus betrieblichen oder in der Person oder in dem Verhalten des Arbeitnehmers/der Arbeitnehmerin liegenden Gründen geboten erscheint.


Arbeitszeit, Pausen und Ruhezeiten
1. [bookmark: _Hlk110366444][bookmark: _Hlk110366713]Die durchschnittliche Regelarbeitszeit beträgt ___ Wochenstunden, ausschließlich der Pausen. Der/Die Arbeitnehmer/in ist verpflichtet, auf Anforderung Überstunden sowie Wochenend-, Sonn- und Feiertagsarbeit im jeweils gesetzlich zulässigen Rahmen zu leisten. Überstunden sind diejenigen Arbeitszeiten, die über die arbeitsvertraglich geschuldete Wochenarbeitszeit hinausgehen. Ein Anspruch auf Überstundenabgeltung besteht nur, wenn die Überstunden seitens des Arbeitgebers angeordnet oder vereinbart worden sind oder, wenn sie aus dringenden betrieblichen Interessen erforderlich waren und der/die Arbeitnehmer/in Beginn und Ende der Überstunden spätestens am folgenden Tag dem Arbeitgeber gegenüber schriftlich anzeigt und die Überstunden vom Arbeitgeber genehmigt werden. Überstunden werden durch Freizeit ausgeglichen. Soweit dies aus betrieblichen Gründen nicht möglich ist, werden Überstunden vergütet mit EUR _____ brutto pro Stunde, mindestens jedoch in Höhe der jeweils gültigen Fassung des § 1 MiLoG. Werden Überstunden vergütet, erfolgt die Zahlung am Monatsende für den vorvergangenen Monat. Die Auszahlung erfolgt bargeldlos auf das vom Arbeitnehmer / von der Arbeitnehmerin zu benennende Konto.

Der/Die Arbeitnehmer/in hat Anspruch auf unbezahlte Ruhepausen von 30 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als sechs bis zu neun Stunden am Tag und 45 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als neun Stunden am Tag. Die Ruhepausen können in Zeitabschnitte von jeweils mindestens 15 Minuten aufgeteilt werden. Länger als sechs Stunden hintereinander darf der/die Arbeitnehmer/in nicht ohne Ruhepause beschäftigt werden - die Arbeitszeit ist mithin spätestens nach 6 Stunden durch eine mindestens 15-minütige Ruhepause zu unterbrechen. Beginn und Ende der täglichen Pausen richten sich nach den betrieblichen Vorgaben. Der/Die Arbeitnehmer/in muss zudem nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens elf Stunden einhalten.

[Ggf. weitere Angaben bei einem Arbeitszeitkonto oder bei Schichtarbeit (Schichtsystem, der Schichtrhythmus und Voraussetzungen für Schichtänderungen; abweichende Ruhezeiten)]


Vergütung
1. Der/Die Arbeitnehmer/in erhält ein monatliches Bruttoentgelt in Höhe von ____ EUR. Die Vergütung ist jeweils am Monatsende fällig. Die Auszahlung erfolgt bargeldlos auf das vom Arbeitnehmer/von der Arbeitnehmerin benannte Bankkonto. 

[Ggf. Angabe weiterer Gehaltsbestandteile (Zulagen, vermögenswirksame Leistungen, Sonderzahlungen, Sachzuwendungen etc.) nebst Fälligkeit und Art der Auszahlung]. 

[Sofern eine betriebliche Altersversorgung über eine Unterstützungskasse oder eine Direktzusage zugesagt wurde, ist hier Name und Anschrift des Versorgungsträgers zu benennen.] 

§ 616 BGB findet keine Anwendung.


Urlaub
1. Der/Die Arbeitnehmer/in erhält den anteiligen Urlaub auf Grundlage des gesetzlichen Mindesturlaubs nach dem Bundesurlaubsgesetz in Höhe von 20 Arbeitstagen bei einer 5-Tage-Woche. Der Anspruch auf den vollen Jahresurlaub kann erstmals nach sechsmonatiger Tätigkeit bei dem Arbeitgeber geltend gemacht werden. 

Bei Ausscheiden des/der Arbeiternehmer/in aus dem Arbeitsverhältnis besteht lediglich ein Anspruch auf ein Zwölftel des Jahresurlaubs für jeden vollen Beschäftigungsmonat in dem Kalenderjahr des Ausscheidens.

Der Urlaub ist grundsätzlich im laufenden Kalenderjahr anzutreten. Dabei sind betriebliche Belange zu berücksichtigen. Die Lage des Urlaubs ist mit dem Arbeitgeber abzustimmen. Kann der Urlaub bis zum Ende des Kalenderjahres aus betrieblichen Gründen nicht angetreten werden, ist er bis zum 31. März des folgenden Kalenderjahres anzutreten. 


Probezeit, Kündigung, Kündigungsschutzklage und Erreichen der Regelaltersgrenze
1. Die ersten 6 Monate[footnoteRef:2] des Arbeitsverhältnisses gelten als Probezeit, in der das Arbeitsverhältnis mit einer Frist von 2 Wochen gekündigt werden kann. [2:  	Die Probezeitdauer muss im Verhältnis zur erwarteten Dauer des Vertrages und der Art der Tätigkeit stehen, § 15 Abs. 3 TzBfG. Angemessene Probezeit ca.:
3 Monate Arbeitsverhältnis: 1 Mon. Probezeit
6 Monate  Arbeitsverhältnis: 2 Mon.
1 Jahr Arbeitsverhältnis: 4 Mon.] 


Nach Ablauf der Probezeit gelten für die Kündigung des Arbeitsverhältnisses die gesetzlichen Kündigungsfristen des § 622 BGB. Für den Arbeitgeber verlängerte Kündigungsfristen gem. § 622 Abs. 2 BGB gelten ebenso für die Kündigung durch den/die Arbeitnehmer/in. Ist ein befristetes Arbeitsverhältnis vereinbart, ist die Kündigung auch während der Befristung zulässig. Das Recht zur außerordentlichen Kündigung gem. § 626 BGB bleibt unberührt.

Kündigungen bedürfen der Schriftform.  Das Kündigungsschreiben muss also gem. § 623 BGB von dem, der zum Ausspruch der Kündigung berechtigt ist, eigenhändig durch Namensunterschrift unterzeichnet sein. Eine Kündigung, die durch Telefax, E-Mail, Scan, Kopie, SMS, WhatsApp, E-Postbrief, telefonisch, oder mündlich etc. erklärt wird, genügt somit nicht der Schriftform.

Will der/die Arbeitnehmer/in geltend machen, dass eine Kündigung sozial ungerechtfertigt oder aus anderen Gründen rechtsunwirksam ist, so muss er/sie innerhalb von drei Wochen nach Zugang der schriftlichen Kündigung Kündigungsschutzklage beim zuständigen Arbeitsgericht (§ 2 ArbGG) auf Feststellung erheben, dass das Arbeitsverhältnis nicht durch die Kündigung aufgelöst ist. Für den Fall der Änderungskündigung im Sinne des § 2 KSchG muss der Arbeitnehmer innerhalb von drei Wochen nach Zugang der schriftlichen Änderungskündigung beim zuständigen Arbeitsgericht (§ 2 ArbGG) Klage auf Feststellung erheben, dass die Änderung der Arbeitsbedingungen sozial ungerechtfertigt oder aus anderen Gründen rechtsunwirksam ist. Wird die Rechtsunwirksamkeit einer Kündigung nicht rechtzeitig geltend gemacht, so gilt die Kündigung als von Anfang an rechtswirksam (§ 7 KSchG).

Das Arbeitsverhältnis endet spätestens, ohne dass es einer Kündigung bedarf, mit Ablauf des Monats, in dem der/die Arbeitnehmer/in die Regelaltersgrenze der gesetzlichen Rentenversicherung erreicht und an den unmittelbar anschließend der/die Arbeitnehmer/in Anspruch auf eine gesetzliche Regelaltersrente hat. Die Regelung zur Altersgrenze tangiert nicht das jeweilige Recht der Arbeitsparteien zur ordentlichen Kündigung des Arbeitsverhältnisses. Die Regelung dient einer sachgerechten, berechenbaren Personal- und Nachwuchsplanung und einer in der Altersstruktur ausgewogenen Personalverwaltung.


Arbeitsunfähigkeit
Arbeitsunfähigkeit ist unverzüglich mitzuteilen. Dauert eine Krankheit länger als 3 Tage, muss die Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung spätestens am 4. Krankheitstag vorliegen, der Arbeitgeber darf die Vorlage auch vorher verlangen.  Ist der/die Arbeitnehmer/in länger erkrankt als in der Bescheinigung angegeben, ist der/die Arbeitnehmer/in verpflichtet, unverzüglich eine neue Bescheinigung vorzulegen.


[Ggf. Regelung zu vom Arbeitgeber bereitgestellte Fortbildung]
[…]


 Nebentätigkeit
Der/Die Arbeitnehmer/in ist verpflichtet, jede bei Vertragsabschluss bereits ausgeübte oder später beabsichtigte entgeltliche und unentgeltliche Nebentätigkeit dem Arbeitgeber unaufgefordert und rechtzeitig anzuzeigen. Der Arbeitgeber ist berechtigt, dem/der Arbeitnehmer/in die Nebentätigkeit aus wichtigem Grund zu untersagen. Ein solcher ist insbesondere dann gegeben, wenn eine Konkurrenzsituation entsteht, gegen die Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes verstoßen wird, die ordnungsgemäße Erfüllung der Pflichten des/der Arbeitnehmer/in gefährdet erscheint oder sonstige betriebliche Interessen erheblich beeinträchtigt werden können. 


Verschwiegenheitspflicht und Datenschutz
Der/Die Arbeitnehmer/in wird über alle betrieblichen Angelegenheiten, die ihm/sie im Rahmen oder aus Anlass seiner/ihrer Tätigkeit bekannt geworden sind, auch nach seinem/ihrem Ausscheiden Stillschweigen bewahren. Sollte der/die Arbeitnehmer/in durch die nachvertragliche Verschwiegenheitspflicht in seinem/ihrem beruflichen Fortkommen unangemessen behindert sein, kann er/sie von dem Arbeitgeber die Freistellung von dieser Pflicht verlangen. Die Parteien schließen eine gesonderte Vertraulichkeitsvereinbarung hierüber.


Arbeitsrecht
Auf diesen Arbeitsvertrag findet ein Tarifvertrag keine Anwendung.


Datenschutz
Als Anlage zu diesem Vertrag wird das Informationsschreiben über die Verarbeitung von Beschäftigtendaten nach Art. 13, 14 Datenschutz-Grundverordnung überreicht.


Verfallklausel
1. Alle Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis müssen innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Fälligkeit in Textform geltend gemacht werden. Erfolgt dies nicht, verfallen diese Ansprüche und können nicht mehr mit Erfolg geltend gemacht werden.

Lehnt der Leistungspflichtige den Anspruch in Textform ab oder erklärt er sich hierzu nicht innerhalb eines Monats nach Geltendmachung des Anspruchs, so verfällt dieser, wenn er nicht innerhalb von drei Monaten nach der Ablehnung oder dem Fristablauf gerichtlich geltend gemacht wird.

Diese Ausschlussfristen und diese Ausschlussklausel gelten nicht:

-	für die Haftung aufgrund Vorsatzes,
-	Haftung aufgrund unerlaubter Handlung,
-	für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit oder 
-	für Ansprüche des Arbeitnehmers, die kraft Gesetzes dieser Ausschlussfrist entzogen sind (z. B. AEntG, MiLoG, BetrVG, TVG).


Salvatorische Klausel
1. Nebenabreden zu diesem Vertrag bestehen nicht. Ergänzungen und Vertragsänderungen sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart und von beiden Vertragspartnern unterzeichnet wurden. Dies gilt nicht für Individualabreden, diese sind auch mündlich wirksam.

Nebenabreden und Vertragsänderungen bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform. Sollten einzelne Regelungen dieses Vertrages unwirksam sein, berührt das nicht die Wirksamkeit der übrigen Regelungen des Vertrages. 



Ort, den ____________________			Ort, den ________________________


___________________________			________________________________
Unterschrift des Arbeitgebers				Unterschrift des Arbeitnehmers / 
der Arbeitnehmer/in 
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